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A. Allgemeines 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 115. Sitzung 
am 18. Januar 1985 den von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Reform 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenre-
formgesetz 1985 — RRG 1985) — Drucksache 10/ 
2608 — und den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
der Hinterbliebenenrenten sowie zur Anerkennung 
von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Hinterbliebenenrenten- und 
Erziehungszeiten-Gesetz — HEZG) Drucksache 
10/2677 — federführend dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung überwiesen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD — Druck

-

sache 10/2608 — wurde zur Mitberatung dem 

Rechtsausschuß, dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit sowie zur Mitberatung und gemäß 
§ 96 GO dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der 
Innenausschuß hat am 5. Februar 1985 mitgeteilt, 
daß er sich am Gesetzentwurf der Fraktion der SPD 
gemäß § 80 Abs. 1 GO gutachtlich beteilige. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — Druck-
sache 10/2677 — wurde zur Mitberatung dem In-
nenausschuß, dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit sowie zur Mitberatung und gemäß 
§ 96 GO dem Haushaltsausschuß überwiesen. Durch 
Beschluß des Deutschen Bundestages in seiner 132. 
Sitzung vom 18. April 1985 wurde der Entwurf der 
Bundesregierung ebenfalls dem Rechtsausschuß 
zur Mitberatung zugeleitet. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner 46. Sitzung am 23. Januar 1984 die Beratun

-

gen der beiden Gesetzentwürfe mit einer Einfüh- 



Drucksache 10/3519 	Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 

rung und der Beschlußfassung über eine öffentliche 
Anhörung von Sachverständigen am 28. Februar 
1985 aufgenommen. In dieser Anhörung wurden 
Vertreter fier Gewerkschaften, der Arbeitgeber, der 
Rentenversicherungsträger, der Krankenkassen so-
wie der Sozialbeirat und Einzelsachverständige ge-
hört. 

In der 56. Sitzung am 28. März 1985 hat der Aus-
schuß beschlossen, am 24. April 1985 eine nichtöf-
fentliche Anhörung von Sachverständigen zu ver-
fassungsrechtlichen Fragen des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung - Drucksache 10/2677 - abzu-
halten. In der 57. Sitzung am 17. April 1985 wurde 
beschlossen, diese Sachverständigenanhörung öf-
fentlich durchzuführen und acht Rechtsexperten 
einzuladen. Die mündlichen und schriftlichen Bei-
träge der Teilnehmer an den Informationssitzun-
gen sind in die Ausschußberatungen einbezogen 
worden. Auf die Stenographischen Protokolle Nr. 49 
und Nr. 59 der Informationssitzungen und die als 
Ausschußdrucksachen verteilten schriftlichen Stel-
lungnahmen wird Bezug genommen. 

Die Beratung der grundsätzlichen Fragen der bei-
den Gesetzentwürfe wurde in der 62. Sitzung am 
20. Mai 1985 aufgenommen, in der 63. Sitzung am 
22. Mai 1985, in der 64. Sitzung am 10. Juni 1985, in 
der 65. Sitzung am 12. Juni 1985, in der 66. Sitzung 
am  13. Juni 1985 und in der 67. Sitzung am 14. Juni 
1985 weitergeführt sowie in der 68. Sitzung am 
19. Juni 1985 abgeschlossen. 

Auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU wurden in 
der Zeit vom 10. Juni 1985 bis 14. Juni 1985 insge-
samt drei Sondersitzungen durchgeführt. Nach Mei-
nung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP war 
der Abschluß der Ausschußberatungen vor Beginn 
der Sommerpause unbedingt erforderlich, da der 
Gesetzentwurf zum 1. Januar 1986 Gesetzeskraft er-
langen soll und die Versicherungsträger minde-
stens sechs Monate Vorlauf benötigen. Die Fraktion 
der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN wandten 
sich gegen den Zeitdruck, unter dem die Ausschuß-
beratungen stünden, und gegen die Abhaltung von 
Sondersitzungen. Die Fraktion der SPD hat sich 
beim Präsidenten des Deutschen Bundestages ge-
gen diese Sondersitzungen verwahrt, weil sie eine 
gründliche Beratung für erforderlich und ein In-
krafttreten zum 1. Januar 1986 nicht für erforder-
lich gehalten hat. Wegen der kurzfristigen Anberau-
mung dieser Sondersitzungen sei es zahlreichen 
Abgeordneten infolge anderer Verpflichtungen 
nicht möglich, an den Beratungen teilzunehmen. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte in einem Brief an 
den Vorsitzenden erklärt, daß sie wegen auswärti-
ger Fraktionssitzungen an zwei der Sondersitzun-
gen nicht teilnehmen könne. Die Fraktion der SPD 
brachte zum Ausdruck, daß dem Ausschuß nicht 
genügend Zeit für die Beratung der beiden Gesetz-
entwürfe, die sehr komplexe und bedeutsame Rege-
lungen enthielten, zur Verfügung stehe. Auch spre-
che gegen einen überstürzten Abschluß der Bera-
tung, daß das Bundesverfassungsgericht für den 
16. Juli 1985 eine Entscheidung angekündigt habe, 
von der allgemein eine Präzisierung und möglicher-
weise Neubestimmung der bisherigen Rechtspre

-

chung des Bundesverfassungsgerichts zum Eigen-
tumsschutz von Rentenansprüchen erwartet werde. 
Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sahen dage-
gen keinen Grund, mit dem Abschluß der Beratun-
gen bis zur Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zu warten. Sie vertraten die Auffassung, 
daß die von ihnen vorgeschlagene Regelung auch 
dann verfassungsrechtlich Bestand habe, wenn das 
Bundesverfassungsgericht den Hinterbliebenenren-
ten Eigentumsqualität zusprechen sollte. 

Der Haushaltsausschuß hat am 13. März 1985 dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 
10/2677 - mehrheitlich gegen die Stimmen der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN 
zugestimmt und den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD - Drucksache 10/2608 - mehrheitlich ge-
gen die Stimmen der Fraktion der SPD abgelehnt. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat in seiner mitberatenden Stellungnahme mitge-
teilt, daß er am 27. März 1985 mehrheitlich bei einer 
Enthaltung gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD das Rentenmodell der Bundesregierung zur 
Neuordnung der Hinterbliebenenrenten mit An-
rechnung von Erziehungszeiten begrüße. 

In seiner mitberatenden Stellungnahme zum Ge-
setzentwurf der Fraktion der SPD - Drucksache 
10/2608- empfiehlt der Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit dem federführenden Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung mit der Mehr-
heit der Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP bei zwei Enthaltungen gegen die Stimmen 
der Mitglieder der Fraktion der SPD, den Gesetz-
entwurf abzulehnen. Der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hat den Innenausschuß sowie den 
Rechtsausschuß gebeten, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung und die Änderungsanträge der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP unter verfas-
sungsrechtlichen Gesichtspunkten zu prüfen. 
Ebenso wurden der Bundesminister des Innern und 
der Bundesminister der Justiz gebeten, die verfas-
sungsrechtliche Problematik des Wahlrechts für 
Personen, die vor dem 1. Januar 1936 geboren sind, 
zu prüfen. Für den Bundesminister der Justiz hat 
Staatssekretär Dr. Kinkel im Schreiben vom 
13. Juni 1985 - Ausschußdrucksache 764 - ausge-
führt, daß diese Regelung keinen durchgreifenden 
verfassungsrechtlichen Bedenken begegne. Für den 
Bundesminister des Innern hat Staatssekretär Dr. 
Fröhlich in der Ausschußsitzung am 19. Juni 1985 
erklärt, daß er sich den Ausführungen im Schreiben 
von Staatssekretär Dr. Kinkel anschließe. Eine 
schriftliche Stellungnahme wurde von Staatssekre-
tär Dr. Fröhlich am 19. Juni 1985 - Ausschußdruck-
sache 775 - nachgereicht. 

Der Innenausschuß hat dem Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung am 22. Mai 1985 empfohlen, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD - Drucksache 
10/2608 - abzulehnen. Gegen die Änderungsan-
träge der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Hin-
terbliebenenrenten sowie zur Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung (Hinterbliebenenrenten- und Er- 
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ziehungszeiten-Gesetz — GEZG) — Drucksache 10/ 
2677 —, die ein Wahlrecht für Versicherte, die vor 
dem 1. Januar 1936 geboren sind, vorsehen, hat der 
Innenausschuß mehrheitlich keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken erhoben. 

Der Rechtsausschuß hat mit Mehrheit dem Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung am 19. Juni 
1985 empfohlen, den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD — Drucksache 10/2608 — abzulehnen. Der 
Rechtsausschuß hat am 19. Juni 1985 mit Mehrheit 
beschlossen, daß gegen den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung und die Änderungsanträge der Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP keine verfassungs-
rechtlichen und sonstigen rechtlichen Bedenken be-
stehen. Auch das Wahlrecht für Personen, die vor 
dem 1. Januar 1936 geboren sind, verstoße nicht ge-
gen Artikel 3 GG. 

In der Schlußabstimmung des federführenden Aus-
schusses wurde die Annahme des Gesetzentwurfs 
der Bundesregierung — Drucksache 10/2677 — in 
der geänderten Fassung mit der Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN 
empfohlen. 

II. Entwurf eines Rentenreformgesetzes 1985 
der Fraktion der SPD 

1. Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung 
nach dem Modell der Teilhabe an der 
Gesamtversorgung 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD sieht die 
Bildung einer Gesamtversorgungsrente vor, die sich 
aus 70 v. H. des Rentenbetrags des überlebenden 
und 70 v. H. des verstorbenen Ehegatten zusam-
mensetzt. Hierbei wird mindestens die volle Ren-
tenanwartschaft des überlebenden Ehegatten ga-
rantiert. 

Die Fraktion der SPD sieht in der Neuordnung der 
Hinterbliebenenversorgung nach dem Modell der 
Teilhabe an der Gesamtversorgung insbesondere 
folgende Vorteile: 

— Die Gesamtversorgungsrente entspreche dem 
Grundsatz der gleichberechtigten Partnerschaft 
von Mann und Frau, wie sie auch in dem seit 
1977 geltenden neuen Eherecht verankert sei. In 
ihr finde der Gedanke Ausdruck, daß die erwor-
benen Rentenansprüche als Ergebnis gemeinsa-
mer Lebensleistung zu betrachten seien. 

— Die Gesamtversorgungsrente in Höhe von 70 
v. H. ermögliche es dem Überlebenden, den Le-
bensstandard des Rentnerehepaares angemes-
sen fortzuführen. 

— Insgesamt würden — bezogen auf den heutigen 
Rentenbestand — rd. 80 v. H. der Frauen, die 
nach heutigem Recht eine Witwenrente erhal-
ten, gegenüber dem heutigen Recht eine Verbes-
serung erfahren. 

— Die Gesamtversorgungsrente bedeute eine er-
hebliche Verbesserung der Versorgung für dieje-
nigen Frauen, die keinerlei eigene Rentenan-
wartschaften hätten, damit werde der weitver-
breiteten Unterversorgung dieser Frauen begeg-
net. 

— Die Gesamtversorgungsrente sei auch finanzier-
bar; die sich aus ihr ergebenden Mehraufwen-
dungen würden im Rahmen der Gesamtkonzep-
tion des Gesetzentwurfs ausgeglichen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP lehnen die 
Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung nach 
dem Modell der Teilhabe an der Gesamtversorgung 
insbesondere aus folgenden Gründen ab: 

— Die Teilhaberente sei nicht kostenneutral, sie 
würde vielmehr im Jahre 2000 zu Mehraufwen-
dungen in Höhe von 1,7 v. H. der Rentenausga-
ben und damit zu einer Anhebung des Beitrags-
satzes um etwa 0,4 Prozentpunkte führen. Diese 
Mehraufwendungen ließen sich auch nicht 
durch Einsparungen aus sonstigen Strukturän-
derungen finanzieren, da diese für die Bewälti-
gung der zukünftigen demographischen Pro-
bleme benötigt würden. 

— Die Teilhaberente könne insbesondere in den 
Fällen, in denen beide Ehegatten verhältnismä-
ßig niedrige Renten hätten, zu unvertretbaren 
Verschlechterungen gegenüber dem geltenden 
Recht führen; insgesamt würden sich bei ihr ein 
Drittel der Frauen mit Versichertenrente und 
Witwenrente verschlechtern. Eine Verschlechte-
rung trete in all den Fällen ein, in denen die 
Rente der Frau mehr als ein Drittel der Mannes-
rente betrage. 

— Bei der von der Fraktion der SPD vorgeschlage-
nen Teilhaberente komme es bereits bei jeder 
auch noch so kleinen eigenen Rente zu einer 
Anrechnung. 

— Da die vorzeitige Rente nach dem Tod des Ehe-
gatten nicht in allen Hinterbliebenenfällen ge-
zahlt werde, sondern nur bei Erfüllung bestimm-
ter Voraussetzungen, würden einige Witwen zu-
nächst keinerlei Hinterbliebenenleistungen er-
halten, was sozialpolitisch nicht vertretbar sei. 

Auch die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt das Teilha-
bemodell ab, insbesondere weil damit die Altersar-
mut nicht durchgreifend beseitigt werde, 21 v. H. 
der Frauen schlechter gestellt würden, eine eigen-
ständige Sicherung der Frau nicht erreicht werde, 
eine Bruttowertschöpfungsteuer zur ausreichenden 
Finanzierung nicht eingeführt werde und kein Bei-
trag zur Harmonisierung der Alterssicherungssy-
steme geleistet werde. 

2. Anrechnung eines Kindererziehungsjahres in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der SPD sieht die 
rentenbegründende und rentensteigernde Anerken-
nung eines Kindererziehungsjahres vor. Zu dem be-
günstigten Personenkreis gehören alle leiblichen 



Drucksache  10/3519 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Mütter und Väter sowie Adoptiv-, Stief- und Pflege-
mütter oder -väter unabhängig vom Zeitpunkt der 
Geburt. Dies gilt auch dann, wenn das Kindererzie-
hungsjahr bereits mit Beitragszeiten belegt ist. Die 
Fraktion der SPD hält die Begünstigung auch der 
Frauen, die am 1. Januar 1986 bereits mindestens 65 
Jahre alt sind, sozialpolitisch für zwingend geboten, 
die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sehen hier-
für jedoch keinerlei Finanzierungsmöglicheit; die 
Fraktion DIE GRÜNEN will drei Kindererziehungs-
jahre. Ferner gibt es Meinungsunterschiede in be-
zug auf die Fälle, in denen die Mütter bzw. Väter im 
ersten Lebensjahr des Kindes erwerbstätig sind; 
die Fraktion der SPD möchte bei ihnen die auf-
grund der Erwerbstätigkeit entrichteten Beiträge 
um 75 v. H. aufstocken (bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze), die Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP schlagen eine Aufstockung dieser Beiträge auf 
75 v. H. vor. 

3. Weitergehende Regelungen im Entwurf eines 
Rentenreformgesetzes 1985 der Fraktion der 
SPD 

Die Fraktion der SPD betont den engen sachlichen 
und politischen Zusammenhang, den sie zwischen 
der Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung 
und der Strukturreform der gesetzlichen Renten-
versicherung sieht. Sie ist der Auffassung, daß die 
Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung und 
die Maßnahmen der Strukturreform der gesetzli-
chen Rentenversicherung gleichzeitig verabschie-
det werden und in Kraft treten sollten. 

Die Mehraufwendungen, die sich aus dem von ihr 
vorgeschlagenen Teilhabemodell ergeben, ließen 
sich im Rahmen des von ihr vorgelegten Gesamt-
konzepts, insbesondere durch die von ihr vorge-
schlagene Neuordnung der Anrechnung und Bewer-
tung der beitragslosen Zeiten, finanzieren. 

Die Fraktion der SPD verfolge mit ihrem Vorschlag 
zu einer Neuordnung der Hinterbliebenenversor-
gung entschieden das Ziel, die soziale Sicherung 
der Frauen nachhaltig zu verbessern. Dazu gehöre 
auch die von ihr vorgeschlagene Weiterentwicklung 
der Rente nach Mindesteinkommen zu einer Dauer-
regelung. Da unter den Rentnern mit geringen Ren-
teneinkünften Frauen bei weitem überrepräsentiert 
seien, sei die Anhebung niedriger Renten auch ein 
unverzichtbares Element einer jeden Reform der 
sozialen Sicherung der Frauen. 

Die Fraktion der SPD vertrat die Auffassung, daß 
auch unabhängig von dem von ihr gesehenen Zu-
sammenhang zwischen der Neuordnung der Hinter-
bliebenenrenten und der Strukturreform die Ver-
wirklichung der weiteren von ihr vorgeschlagenen 
Maßnahmen keinen Aufschub vertrage. Je länger 
man mit der Strukturreform warte, um so schmerz-
licher müßten später die Eingriffe sein. 

Einen vordringlichen Reformbedarf sieht die Frak-
tion der SPD bei dem System der Rentenfinanzie-
rung und der Rentendynamik. Insoweit müßten die 
Konsequenzen aus den seit 1957 gemachten Erfah

-

rungen gezogen werden. Es habe sich nämlich ge-
zeigt, daß das heutige System außerordentlich stö-
rungsanfällig sei und den Gesetzgeber immer wie-
der zu Korrekturen zwinge, die auf Dauer unwei-
gerlich das Vertrauen in die Verläßlichkeit der ge-
setzlichen Rentenversicherung beeinträchtigen 
müßten. Es sei das Ziel ihrer Reformvorschläge, ein 
wesentlich höheres Maß an Selbststeuerung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu erreichen und 
dadurch im Normalfall Gesetzesänderungen über-
flüssig zu machen. Es komme darauf an, für den 
Eventualfall finanzieller Engpässe Ausgleichsme-
chanismen vorzusehen, in denen zugleich der 
Grundsatz der sozialen Ausgewogenheit der La-
stenverteilung zwischen Beitragszahlern, Rentnern 
und Staat institutionalisiert sei. 

Sofortiger Handlungsbedarf ist nach Auffassung 
der Fraktion der SPD auch deshalb gegeben, weil 
die finanziellen Grundlagen der Rentenfinanzen 
schon heute absehbar wegen der Beschäftigungs-
krise und der bevorstehenden Verschiebungen in 
der Altersstruktur der Bevölkerung auch in Zu-
kunft weiterhin erheblichen und sogar wachsenden 
Belastungen ausgesetzt sein würden. 

Diese Probleme könnten nur durch eine langfristig 
angelegte Strukturreform gelöst werden. Die bisher 
getroffenen Maßnahmen hätten die Rentenfinan-
zen nicht dauerhaft stabilisieren können und könn-
ten den Anforderungen einer langfristig tragfähi-
gen Strukturreform nicht genügen. Von den bisher 
getroffenen Maßnahmen könne allenfalls die Ak-
tualisierung der Rentenanpassungen als Element 
einer Strukturreform qualifiziert werden. 

Die Fraktion der SPD schlägt daher eine Reihe von 
Maßnahmen vor, die nach ihrer Auffassung nicht 
vorrangig darauf abzielen, aktuelle Defizite auszu-
gleichen, sondern zu einer dauerhaften Stabilisie-
rung der Rentenfinanzen führen und willkürliche 
Eingriffe in das Rentensystem überflüssig machen 
sollen. Im einzelnen handelt es sich dabei um fol-
gende Maßnahmen: 

— Wiederherstellung voller Rentenversicherungs-
beiträge der Bundesanstalt für Arbeit (entspre-
chend dem entgangenen Bruttoarbeitsentgelt), 

— Modifikation der Rentenformel durch eine „de-
mographische Komponente", die sicherstellen 
soll, daß bei einer möglicherweise notwendig 
werdenden Beitragssatzerhöhung die Renten 
nicht stärker steigen als die verfügbaren Ar-
beitsentgelte, 

— Normierung eines dauerhaft zu gewährleisten-
den Mindest-Rentenniveaus, 

— Ersetzung der gesetzlichen Fixierung des Bei-
tragssatzes durch eine flexible Regelung in Ab-
hängigkeit von der finanziellen Lage der Ren-
tenversicherungsträger, 

— Vollzug der jährlichen Rentenanpassung durch 
Rechtsverordnungen statt durch Gesetz bei ge-
nauer gesetzlicher Präzisierung der Berechnung 
des Anpassungssatzes, 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/3519 

— Stabilisierung des Bundeszuschusses durch Ver

-

knüpfung mit der Beitragssatzentwicklung, 

— neue Anrechnung und Bewertung beitragsloser 
Zeiten. 

Außerdem hielt die Fraktion der SPD es aus sozial-
politischen Gründen für erforderlich, die mit dem 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 vorgenommenen Ein-
schränkungen bei den Voraussetzungen für Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit jedenfalls 
teilweise wieder zurückzunehmen. Sie verwies in 
diesem Zusammenhang insbesondere auf die Aus-
wirkungen, die sich für einkommenslose Haus-
frauen und für Beamte — insbesondere solche des 
einfachen und mittleren Dienstes — ergäben. 

Eine sozialpolitisch tragfähige Lösung der Finanz-
probleme der Alterssicherung darf nach Auffassung 
der Fraktion der SPD nicht nur den Bereich der 
gesetzlichen Rentenversicherung, sondern muß 
auch die Gesamtheit der Alterssicherungssysteme 
umfassen. Deshalb müsse sie mit einer Harmonisie-
rung der Alterssicherung verknüpft werden. Die 
von ihr vorgeschlagenen, auf die gesetzliche Ren-
tenversicherung beschränkten Maßnahmen seien 
insofern nur ein wichtiges Teilelement einer Konso-
lidierung der Alterssicherung insgesamt. 

Demgegenüber sind die Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP der Auffassung, daß der Verabschiedung 
der Neuordnung der Hinterbliebenenrenten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung und der Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten Priorität zu-
komme und daß die Verabschiedung der diesbezüg-
lichen Regelungen durch weitere Maßnahmen nicht 
verzögert werden dürfe. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sind der 
Auffassung, daß hinsichtlich der Weiterführung der 
Strukturreform auch kein Zeitdruck bestehe; denn 
durch die bisher schon getroffenen Maßnahmen sei 
die Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung mittelfristig stabilisiert. Dies sei von den 
Sachverständigen bei der Anhörung eindeutig be-
stätigt worden. 

Auch gaben die Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
ihrer Überzeugung Ausdruck, daß im Hinblick auf 
die langfristig auf die gesetzliche Rentenversiche-
rung zukommenden Probleme eine Weiterführung 
der Strukturreform unerläßlich sei. Diese Struktur-
reform bedürfe allerdings einer sorgfältigen und 
gründlichen Vorbereitung. In dem Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD sahen die Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP insgesamt keine geeignete 
Grundlage. Zwar enthalte dieser Entwurf eine 
Reihe von diskussionswürdigen Ansätzen; insge-
samt sei er aber unausgereift und unvollständig. 
Dies betreffe z. B. das Fehlen von Vorschriften für 
den Übergang vom alten zum neuen Recht. Die 
schwierigsten Probleme seien ausgeklammert wor-
den. Der Gesetzentwurf werde dadurch angreifbar 
und sei nicht verabschiedungsreif. Auch in der 
Sachverständigenanhörung sei deutlich geworden, 
daß die Vorschläge der Fraktion der SPD noch wei-
ter durchdacht und ggf. überarbeitet werden müß-
ten. 

Der Vorschlag der Fraktion der SPD zum Ausbau 
der Rente nach Mindesteinkommen zu einer Dauer-
regelung wurde von den Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP abgelehnt, da er gegen das Prinzip der 
Lohn- und Beitragsbezogenheit der Rente verstoße. 
Mit den Mehraufwendungen aus einer solchen Re-
gelung dürften nicht die Beitragszahler der Renten-
versicherung belastet werden. 

Eine Änderung der mit dem Haushaltsbegleitgesetz 
1984 getroffenen Regelungen für die Renten wegen 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeit lehnten die Frak-
tionen der CDU/CSU und FDP ab. Sie verkannten 
nicht, daß durch diese Regelungen teilweise, insbe-
sondere auch bei Beamten, Problemfälle geschaffen 
worden seien. Sie wiesen diesbezüglich aber auf 
Prüfungen innerhalb der Bundesregierung hin, ob 
durch Änderungen beamtenversorgungsrechtlicher 
Vorschriften hier geholfen werden kann. Langfri-
stig müsse dieses Problem im Rahmen der Harmo-
nisierung der Alterssicherungssysteme gelöst wer-
den. Ein gleichzeitiges Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Neuregelung der Hinterbliebenenrenten und 
zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten mit 
den weiteren von der Fraktion der SPD vorgeschla-
genen Maßnahmen sei völlig unrealistisch. Die 
Sachverständigen hätten bei ihrer Anhörung deut-
lich gemacht, daß zur Umsetzung dieser Maßnah-
men eine Vorbereitungszeit zwischen Verkündung 
und Inkrafttreten von ungefähr zwei Jahren erfor-
derlich sei. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP bekräftig-
ten ihren Willen, mit den Arbeiten zur Weiterfüh-
rung der Strukturreform unverzüglich nach der 
Verabschiedung des Gesetzes zur Neuordnung der 
Hinterbliebenenrenten und zur Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten fortzufahren. Die Grund-
züge ihrer Vorstellungen für die Strukturreform 
sollten noch in dieser Legislaturperiode weiter ver-
deutlicht werden. Die Verwirklichung der Struktur-
reform müsse dann die zentrale sozialpolitische 
Aufgabe der nächsten Legislaturperiode sein. 

III. Entwurf eines Hinterbliebenenrenten- 
und Erziehungszeiten-Gesetzes 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP haben den 
Entwurf eines Hinterbliebenenrenten- und Erzie-
hungszeiten-Gesetzes (HEZG) der Bundesregierung 
begrüßt und sehen in ihm einen wichtigen Beitrag 
zur Fortentwicklung des Rechts hin zu größerer so-
zialer Gerechtigkeit; die Fraktion der SPD und die 
Fraktion DIE GRÜNEN haben den Gesetzentwurf 
abgelehnt. 

1. Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung 

a) Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 

Das von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
befürwortete Lösungsmodell sieht vor, daß auf Wit-
wen- und Witwerrenten gleichermaßen Erwerbs- 
und Erwerbsersatzeinkommen aus öffentlich-recht- 
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lichen Regel- und Sondersystemen mit Ausnahme 
von Zusatzsystemen angerechnet werden. Ange-
rechnet wird dieses Einkommen oberhalb eines dy-
namisierten Freibetrags von anfangs 900 DM, gege-
benenfalls zuzüglich 190 DM je waisenrentenbe-
rechtigtes Kind, und zwar zu 40 v. H. In dieser Höhe 
ruht die Hinterbliebenenrente. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP sind der 
Auffassung, daß die Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag alle Anforderungen erfülle, die an die Neu-
ordnung der Hinterbliebenenversorgung zu stellen 
seien: Sie schaffe gleiche Voraussetzungen für 
Witwen- und Witwerrenten, wie sie im Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts vom 12. März 1975 
(BVerfGE 39, 169) gefordert sind, sei sozial ausge-
wogen, systemgerecht und kostenneutral. Sie sehen 
in dem Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag insbesondere folgende Vorteile: 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag sei 
eine für Frauen schonende Lösung: Es werde 
lediglich bei etwa 10 v. H. der Frauen, die eine 
eigene und eine Witwenrente erhielten, zu einer 
Anrechnung von Einkommen bei der Witwen-
rente kommen. Bei den übrigen 90 v. H sowie bei 
allen Frauen, die lediglich eine Witwenrente er-
hielten, bleibe es dabei, daß ihre Witwenrente in 
voller Höhe gezahlt werde. 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag sei in 
besonderem Maße ein sozial ausgerichtetes Mo-
dell, da Bezieherinnen niedriger bis mittlerer ei-
gener Renten wegen des Freibetrags in Höhe 
von 900 DM zuzüglich 190 DM je waisenrenten-
berechtigtes Kind nach wie vor die volle Witwen-
rente erhielten, während es nur bei den Beziehe

-

rinnen höherer eigener Renten zu einer Anrech-
nung kommen könne, die wegen des Anrech-
nungsprozentsatzes von 40 v. H. aber schonend 
sei. 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag sei ko-
stenneutral; dies sei angesichts der auf die ge-
setzliche Rentenversicherung in Zukunft zu-
kommenden Belastungen zwingend geboten, da-
her sei es auch nicht möglich, den Prozentsatz 
der Hinterbliebenenrente zu erhöhen. Im übri-
gen erhalte bei Erwerbstätigkeit beider Ehegat-
ten der überlebende Ehegatte bei dem Modell 
der Hinterbliebenenrente mit Freibetrag im 
Durchschnitt 70 bis 80 v. H. der Renten, von de-
nen beide Ehegatten früher gelebt hätten. 

— Die eigene Rente des Überlebenden werde auch 
weiterhin uneingeschränkt garantiert. Dies sei 
Grundbestandteil des Modells der Hinterbliebe-
nenrente mit Freibetrag. 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag ent-
spreche der von der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts anerkannten Unter-
haltsersatzfunktion der Hinterbliebenenrente, 
konkretisiere diese und trage dem Gedanken 
des sozialen Ausgleichs — von dem sie stärker 
als die Versichertenrente geprägt sei — Rech

-

nung. Wegen der Unterhaltsersatzfunktion un-
terscheide sie sich auch wesentlich von der Ver-
sichertenrente, der ausschließlich Lohnersatz-
funktion zukomme. 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag trage 
dem Versicherungsprinzip Rechnung. Hinter-
bliebenenrenten seien nach wie vor Versiche-
rungsleistungen, die sich grundlegend von Für-
sorgeleistungen unterschieden. Sie seien im Ge-
gensatz zu Fürsorgeleistungen von einer Vorlei-
stung des Ehegatten abhängig. Hinterbliebenen-
renten hätten die Funktion, dem überlebenden 
Ehegatten im Rahmen des vom Verstorbenen 
versicherten Einkommens die Aufrechterhal-
tung seines bisherigen Lebensstandards zu er-
möglichen, Fürsorgeleistungen deckten nur den 
konkret im Einzelfall ermittelten (Mindest-)Be-
darf. 

— Die Hinterbliebenenrente mit Freibetrag sei mit 
dem Versorgungsausgleich vereinbar und führe 
in der Regel zu deutlich besseren Ergebnissen 
für die verwitwete Frau als der Versorgungsaus-
gleich für die geschiedene Frau. Die Witwen-
rente betrage 60 v. H. der vollen Rente des Ehe-
mannes, der Versorgungsausgleich nur 50 v. H. 
der vom Mann in der Ehe erworbenen Rente; 
ferner mindere jede von der Frau in der Ehe 
erworbene Rentenanwartschaft den Anspruch 
auf Versorgungsausgleich, während bei der ver-
witweten Frau nur Erwerbs- und Erwerbsersatz-
einkommen oberhalb des Freibetrages zu einer 
Verringerung des Anspruchs auf Witwenrente 
führen könne. 

— Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag trage insbesondere wegen seiner Über-
gangsregelungen dem Gedanken des Vertrau-
ensschutzes für ältere Versicherte Rechnung. 
Dies gelte zum einen im Hinblick darauf, daß 
laufende Witwenrenten unberührt blieben, da 
das Modell nur für Todesfälle nach dem 31. De-
zember 1985 gelte, zum zweiten im Hinblick auf 
das Recht der über 50jährigen Ehegatten, sich 
innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes für die Weiter-
geltung des alten Rechts für Witwen und Witwer 
entscheiden zu können, und zum dritten wegen 
des im Gesetzentwurf vorgesehenen stufenwei-
sen Hineinwachsens in das neue Recht. 

— Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag führe nicht zu einem unangemessenen 
Verwaltungsmehraufwand. Zwar sei nicht zu be-
streiten, daß insbesondere durch die steigende 
Zahl der Witwerrentenanträge und die Einkom-
mensanrechnung ein Verwaltungsmehraufwand 
entstehe, doch sei dieser teilweise durch perso-
nelle Umsetzungen bei den Rentenversiche-
rungsträgern zu bewältigen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP bewerten 
das Ergebnis der Sachverständigenanhörung vom 
24. April 1985 so, daß der Gesetzentwurf verfas-
sungsgemäß sei. Insoweit verweisen die Fraktionen 
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der CDU/CSU und FDP insbesondere auf die Aus-
führungen der Professoren Krause, Schneider und 
Seewald sowie auf das Gutachten von Professor 
Krause. Von einer Verletzung des Artikels 6 
Abs. 1 GG, wonach Ehe und Familie unter dem be-
sonderen Schutze der staatlichen Ordnung stehen, 
könne keine Rede sein. Sie teilen aber auch die 
Bedenken nicht, die im Hinblick auf die Eigentums-
garantie (Artikel 14 Abs. 1 GG) und den allgemei-
nen Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 Abs. 1 GG) ge-
gen den Entwurf geäußert worden sind. 

Das Bundesverfassungsgericht habe in seinen Ent-
scheidungen BVerfGE 39, 169 ff. und 48, 346 ff. nur 
Versichertenrenten dem Schutz der Eigentumsga-
rantie unterstellt. Selbst wenn Hinterbliebenenren-
ten und hierauf gerichtete Anwartschaften gleich-
falls als Eigentum im Sinne des Grundgesetzes an-
gesehen werden müßten, sei das Modell der Hinter-
bliebenenrente mit Freibetrag verfassungsgemäß. 
Denn aus dem Unterhaltsersatzcharakter der Hin-
terbliebenenrente sowie aus dem die Hinterbliebe-
nenversorgung in besonderem Maße prägenden 
Prinzip des sozialen Ausgleichs folge, daß der Ge-
setzgeber einen verhältnismäßig weiten Gestal-
tungsspielraum habe. Dieser reiche aus, um Inhalt 
und Schranken dieses Eigentums so zu bestimmen, 
wie es der Gesetzentwurf vorsehe. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP hoben aus-
drücklich die Unterschiede zwischen Versicherten- 
und Hinterbliebenenrente hervor, denn die Hinter-
bliebenenrente decke Unterhaltsersatz, die Versi-
chertenrente Lohnersatz ab. Diese beiden Funktio-
nen dürften nicht vermischt werden, eine Aushöh-
lung der durch Artikel 14 GG geschützten Versi-
chertenrente erfolge nicht. 

Auch die Auswahl der zu berücksichtigenden Ein-
kommen sei verfassungsrechtlich nicht zu bean-
standen. Gesetzliche Differenzierungen seien nach 
ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts erlaubt, wenn sie, was hier der Fall sei, auf 
sachlichen Gründen beruhten. 

So gebe es einleuchtende Gründe dafür, Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, aus Vermietung oder Ver-
pachtung und sonstige Einkünfte — wie etwa sol-
che aus privaten Lebensversicherungsverträgen — 
nicht zu berücksichtigen. Diese Gründe folgten ein-
mal aus dem System des Rentenversicherungs-
rechts: Die gesetzliche Rentenversicherung kenne 
seit jeher grundsätzlich keine Berücksichtigung 
von Kapitaleinkünften, Miet- oder Pachtzinsen etc. 
Dies gelte im Hinblick auf die Beiträge wie im Hin-
blick auf die Leistungen der gesetzlichen Renten-
versicherung. Auch bei der Prüfung, ob ein Versi-
cherter berufs- oder erwerbsunfähig sei oder ob er 
einen Anspruch auf ein vorgezogenes Altersruhe-
geld habe, blieben solche Einkünfte außer Betracht. 
Gründe dafür, nur Erwerbs- und Erwerbsersatzein-
kommen zu berücksichtigen, ergäben sich weiter 
aus der Verwaltungspraktikabilität. Zu denken sei 
hier an die Notwendigkeit, der Verwaltungskapazi-
tät der Versicherungsträger Rechnung zu tragen, 
den Verwaltungsaufwand so gering wie möglich zu 
halten und so eine zuverlässige und zügige Bearbei

-

tung der Anträge auf Hinterbliebenenrente zu ge-
währleisten. 

Schließlich sie es konsequent, nicht zwischen Lei-
stungen, die auf Pflichtbeiträgen und solchen, die 
auf freiwilligen Beiträgen beruhen, zu unterschei-
den. Es gebe in der Rentenversicherung keinen be-
sonderen Fonds für freiwillige Beiträge, vielmehr 
nähmen die entsprechenden Renten am allgemei-
nen Umlageverfahren und auch an den Anpassun-
gen teil wie die auf Pflichtbeiträgen beruhenden 
Renten. Es gebe keinen Grund, die auf Pflichtbei-
trägen beruhenden Renten zu berücksichtigen, die 
auf freiwilligen Beiträgen beruhenden Renten da-
gegen nicht. 

Wer dagegen Leistungen aus einer privaten Le-
bensversicherung beziehe, stehe außerhalb des Sy-
stems der Rentenversicherung. Er habe nicht an 
ihren Vorteilen teil; die Leistungen und die Finan-
zierung unterlägen privatrechtlichen Regeln. Daher 
müsse aus den an anderer Stelle genannten Grün-
den die private Lebensversicherung unberücksich-
tigt bleiben. 

Der rechtfertigende Grund für die Ausklammerung 
der Leistungen der betrieblichen Altersversorgung, 
zu denen auch die Renten der für den öffentlichen 
Dienst geschaffenen Zusatzversorgungseinrichtun-
gen zählten, liege in ihrem Zusatzcharakter. Sie 
sollten nach den ihnen zugrundeliegenden Verein-
barungen typischerweise zusätzlich zu einer Alters-
sicherung hinzukommen und im Alter zusätzlichen 
finanziellen Bewegungsspielraum geben. Diese Ab-
sicht der Vertragsparteien würde der Gesetzgeber 
erschweren, wenn er zusätzliche Alterseinkommen 
berücksichtige. Überdies hätte eine Berücksichti-
gung zusätzlicher Alterseinkommen aller Voraus-
sicht nach zur Folge, daß solche Leistungen in Zu-
kunft nicht mehr oder nur noch in geringerem Um-
fang vertraglich gewährt würden. Die sozialpoli-
tisch erwünschte Bereitschaft zur Fortsetzung und 
Ausweitung freiwilliger betrieblicher Leistungen 
würde gemindert. Einer besonderen Vorschrift über 
die Ausklammerung der Leistungen der betriebli-
chen Altersversorgung bedürfe es nicht. Bei den 
Renten der betrieblichen Altersversorgung handele 
es sich nicht um Leistungen aus öffentlich-rechtli-
chen Regel- und Sondersystemen. Sie seien daher 
auch nicht in den Katalog der zu berücksichtigen-
den Einkommen aufzunehmen. 

Demgegenüber lehnt die Fraktion der SPD den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf ab. 
Hierfür sind für sie insbesondere die folgenden 
Gründe maßgeblich: 

— Nach Ansicht der Fraktion der SPD sei die Be-
zeichnung „Hinterbliebenenrente mit Freibe-
trag" irreführend. Hierdurch werde die Tatsache 
verschleiert, daß es sich beim Regierungsent-
wurf um die Einführung einer Einkommensan-
rechnung handele, die in vielen Fällen zu einer 
Kürzung, ja zum Wegfall der Hinterbliebenen-
rente führe. Es müsse daher vom Anrechnungs-
modell gesprochen werden, wie dies in der öf-
fentlichen Diskussion auch allgemein geschehen 
sei. 
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— Das Anrechnungsmodell begegne nicht der weit-
verbreiteten Unterversorgung von Frauen. Es 
sei erforderlich, daß Frauen, die nicht über ei-
gene Rentenansprüche verfügen, mindestens 
70 v. H. der Rente des Mannes erhielten. 

— Der Ausgangspunkt des Anrechnungsmodells — 
die  Unterhaltsersatzfunktion der Hinterbliebe-
nenrenten — sei überholt und entspreche nicht 
mehr dem modernen Eheverständnis. Dieses 
gehe vielmehr von einer gleichberechtigten 
Partnerschaft beider Ehegatten aus und fordere 
im Hinterbliebenenfall eine gleichberechtigte 
Teilhabe des überlebenden Ehegatten an den 
von beiden Ehegatten erworbenen Rentenan-
wartschaften. 

— Es sei ein Widerspruch, daß es für verwitwete 
Frauen beim Anrechnungsmodell bei abgeleite-
ten Ansprüchen bleibe, die bei Wiederheirat der 
Frau wegfielen, während bei Scheidung der Ver-
sorgungsausgleich durchgeführt werde und die 
hierdurch auf die Frauen übertragenen Renten-
anwartschaften auch bei einer Wiederheirat er-
halten blieben. 

— Die beabsichtigte Einkommensanrechnung bei 
den Hinterbliebenenrenten sei eine grundsätzli-
che Weichenstellung in Richtung auf die Einfüh-
rung des Bedürftigkeitsprinzips in die Sozialver-
sicherung. Dieser Schritt werde unter dem 
Druck möglicher künftiger finanzieller Bela-
stungen der Alterssicherung unweigerlich wei-
tere Maßnahmen nach sich ziehen. In dem Au-
genblick, in dem man bei den Hinterbliebenen-
renten mit Hinweis auf die Funktion des Unter-
haltsersatzes eine Einkommensanrechnung 
rechtfertige, könne man auch bei den Versicher-
tenrenten aus dem Gesichtspunkt der Lohner-
satzfunktion ebenfalls eine Einkommensanrech-
nung begründen. Aus diesem Grunde habe die 
Einführung der Hinterbliebenenrente mit Ein-
kommensanrechnung möglicherweise unabseh-
bare systemverändernde Wirkung für die ge-
samte soziale Sicherung. 

— Das Einkommensanrechnungsmodell wider-
spreche dem Versicherungsprinzip auch inso-
fern, als die Hinterbliebenenrente in um so grö-
ßerem Umfang ruhe, je höher die selbsterwor-
bene Rente sei. Hierin liege ein besonders gra-
vierender Verstoß gegen das Versicherungsprin-
zip, weil die Hinterbliebenenrente um so niedri-
ger sei, je mehr der Hinterbliebene durch eigene 
Rentenversicherungsbeiträge zur Finanzierung 
des Systems der gesetzlichen Rentenversiche-
rung beigetragen habe. 

— Das Anrechnungsmodell führe wegen der un-
gleichen Behandlung der unterschiedlichen Ein-
kommensarten bei der Einkommensanrechnung 
zu krassen sozialen Ungerechtigkeiten, die — 
abgesehen von der Frage der verfassungsrechtli-
chen Zulässigkeit — sozialpolitisch untragbar 
seien. Wenn man schon die Einkommensanrech-
nung aus dem Unterhaltsersatzprinzip herleite, 
dann müsse jegliches Einkommen unabhängig 
von seiner Quelle angerechnet werden. Insbe

-

sondere sei es nicht vertretbar, Vermögensein-
künfte und Leistungen aus privater Vorsorge 
von der Einkommensanrechnung freizuhalten, 
während versicherungspflichtige Arbeitsein-
kommen und Renten aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung voll angerechnet würden. Nicht 
zu rechtfertigen sei unter diesem Gesichtspunkt 
auch die Anrechnungsfreiheit von Zusatzrenten, 
da diese ebenso wie Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung den Unterhaltsbedarf min-
derten; inkonsequent sei auch, daß Zusatzren-
ten, die das Einkommen jenseits der Beitragsbe-
messungsgrenze absichern sollen, von der Ein-
kommensanrechnung frei blieben, während das 
Arbeitseinkommen auch jenseits der Beitrags-
bemessungsgrenze herangezogen werde. Nicht 
vertretbar sei ferner die Bevorzugung von Ren-
ten aus befreiender Lebensversicherung gegen-
über Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Nicht zu rechtfertigen sei ferner die 
Tatsache, daß die private Vorsorge durch Zah-
lung freiwilliger Beiträge zur Rentenversiche-
rung möglicherweise zur Kürzung der Hinter-
bliebenenrenten führe, während Leistungen der 
privaten Lebensversicherung oder Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung von der Ein-
kommensanrechnung unberührt seien. Bei den 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes komme 
es insofern zu Ungerechtigkeiten, als Versor-
gungsbezüge der Beamten — abgesehen vom zu-
sätzlichen prozentualen Freibetrag — zur Ein-
kommensanrechnung herangezogen würden, 
Leistungen der Zusatzversorgung der Arbeiter 
und Angestellten des öffentlichen Dienstes hin-
gegen anrechnungsfrei blieben. 

— Die Einkommensanrechnung bei der Hinterblie-
benenrente sei auch insofern abzulehnen, als sie 
einen starken Anreiz zu Manipulationen schaffe. 
So würden in vielen Fällen Hinterbliebene dazu 
veranlaßt, ihre Arbeitszeit zu verringern, um ihr 
Arbeitseinkommen unterhalb des Freibetrages 
zu halten und weiterhin die volle Hinterbliebe-
nenrente beziehen zu können. Die Einführung 
der Hinterbliebenenrente mit Einkommensan-
rechnung werde auch mit Sicherheit zu ver-
stärkter Schwarzarbeit führen. Der Anreiz zum 
Übergang von Vollzeit- zu Teilzeitarbeit bzw. zur 
Schwarzarbeit werde außerdem nachteilige Wir-
kungen auf die spätere „eigene" Rentenanwart-
schaft des Hinterbliebenen haben und zur Un-
terversorgung im Alter führen. Außerdem er-
wüchsen der Rentenversicherung aus den Mani-
pulationsmöglichkeiten auch nicht kalkulierbare 
finanzielle Risiken. 

— Es sei nicht gerechtfertigt, eine eigene Rente 
(Verletztenrente) des Hinterbliebenen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung bei der Ein-
kommensanrechnung zu berücksichtigen, wäh-
rend eine Rente, die der Hinterbliebene von ei-
nem Schädiger aufgrund zivilrechtlicher An-
sprüche erhalte, unberücksichtigt bleibe. 

— Das Anrechnungsmodell habe für die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung einen ins Ge-
wicht fallenden Verwaltungsaufwand zur Folge, 
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der zu einem beträchtlichen Teil nur mit neuem 
Personal zu bewältigen sei. Hierfür entstünden 
erhebliche Kosten. 

Die Fraktion der SPD hat gegen den Entwurf auch 
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken. Hier-
bei verweist sie auf das Ergebnis der beiden Anhö-
rungen. Die Fraktion der SPD sieht in der Berück-
sichtigung von Einkommen eine Verletzung des Ei-
gentumsgrundrechts (Artikel 14 Abs. 1 GG), hält die 
Berücksichtigung von Einkommen an sich für 
gleichheitswidrig und die Auswahl der zu berück-
sichtigenden Einkommen für willkürlich (Artikel 3 
Abs. 1 GG). Sie hat darüber hinaus auch Zweifel 
daran, daß der Entwurf mit Artikel 6 Abs. 1 GG ver-
einbar sei, wonach Ehe und Familie unter dem be-
sonderen Schutze der staatlichen Ordnung stehen. 
So seien im Hinblick auf die Eigentumsgarantie des 
Artikels 14 GG in den Anhörungen von mehreren 
der sieben angehörten Professoren, insbesondere 
von den Professoren v. Maydell, Papier und 
Schwerdtfeger, verfassungsrechtliche Bedenken 
vorgetragen worden: Die Einkommensberücksichti-
gung greife in den Kernbereich des Rentenrechts 
ein, weil sie tendenziell einen Umschlag von Er-
werbseinkommensorientierung zu einer eher für-
sorgerechtlichen Nachrangigkeit bewirke. Versi-
cherte schmälerten ihren Anspruch auf Hinterblie-
benenrente um so spürbarer, je mehr sie durch 
eigene Beitragsleistung zur Finanzierung der Hin-
terbliebenenrente beigetragen hätten. Das Ruhen 
der Hinterbliebenenrente stelle faktisch dauerhafte 
Leistungsbeschränkungen oder Leistungsentzüge 
dar. 

Die Fraktion der SPD hielt es wegen der verfas-
sungsrechtlichen Bedenken im Hinblick auf Arti-
kel 14 GG für geboten, das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts am 16. Juli 1985, das über die verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit der Einschränkung 
des Zugangs zur beitragsfreien Krankenversiche-
rung entscheiden wird, abzuwarten. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte in seiner mündlichen Ver-
handlung am 16. April 1985 erkennen lassen, daß 
dabei die Frage des Eigentumsschutzes von Ren-
tenansprüchen generell eine Rolle spiele. 

Die Fraktion der SPD sieht in der Berücksichtigung 
von Einkommen als solcher auch einen Verstoß ge-
gen den allgemeinen Gleichheitssatz des Grundge-
setzes. Dies habe insbesondere Prof. Papier in der 
Anhörung am 24. April 1985 ausgeführt. Hingewie-
sen wurde weiter darauf, daß beim Versorgungsaus-
gleich die nacheheliche Einkommenssituation au-
ßer Betracht bleibe und daß das Anrechnungsmo-
dell die Bezieher niedrigerer Hinterbliebenenren-
ten benachteilige. 

Vor allem aber werden ganz erhebliche verfas-
sungsrechtliche, auf den allgemeinen Gleichheits-
satz gestützte Bedenken gegen die Auswahl der zu 
berücksichtigenden Einkünfte vorgebracht. Diese 
verfassungsrechtlichen Bedenken seien in der An-
hörung am 24. April 1985 insbesondere von Prof. 
v. Maydell, Prof. Papier und Prof. Schwerdtfeger be-
gründet worden. Auch Prof. Schneider habe Beden-
ken gegen die Einzelheiten der Einkommensan

-

rechnungen, insbesondere die Nichtanrechnung 
von Bezügen aus öffentlichen Kassen vorgetragen. 

Nach Ansicht der Fraktion der SPD sei es daher 
verfassungsrechtlich nicht vertretbar, Einkünfte 
aus Kapitalvermögen, aus Vermietung oder Ver-
pachtung sowie Leistungen der für den öffentlichen 
Dienst geschaffenen Zusatzversorgungseinrichtun-
gen von der Berücksichtigung auszunehmen. 

Sie ist der Auffassung, daß aus der Unterhaltser-
satzfunktion der Hinterbliebenenrente folge, daß 
die genannten Einkommensarten auch in die An-
rechnung einbezogen werden müßten, da sie ebenso 
zur Deckung des Unterhalts dienten wie das Er-
werbs- und Erwerbsersatzeinkommen. Das Unter-
haltsrecht zeige, daß hier nicht differenziert werden 
könne. Insbesondere führe die Anrechnung von 
Renten, die auf freiwilligen Beiträgen beruhen, 
dazu, daß die freiwillige Versicherung völlig unat-
traktiv werde und kein Anreiz mehr bestehe, frei-
willige Beiträge zu zahlen. 

Außerdem werden von der Fraktion der SPD Be-
denken erhoben, daß die Abschläge, die vom Brutto-
einkommen zu machen sind, in allen Fällen sachge-
recht sind. 

Verfassungsrechtliche Bedenken bestünden auch 
wegen Artikel 6 Abs. 1 GG, der es gebiete, die Hin-
terbliebenenrente als Teilhabe anzusehen, insbe-
sondere um eine unterschiedliche Behandlung von 
Geschiedenen und Hinterbliebenen zu vermeiden. 
Dies habe Prof. Schwerdtfeger in der Anhörung am 
24. April 1985 überzeugend dargetan. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat Zweifel daran, daß 
der Entwurf mit Artikel 6 Abs. 1 GG, der das Gebot 
einer Förderung der Familie enthalte, vereinbar sei. 
Der Entwurf beachte den wichtigen Unterschied 
nicht, der mittlerweile zwischen Ehe und Familie 
bestehe. Das Modell der Hinterbliebenenrente mit 
Freibetrag führe zu einer Besserstellung von hin-
terbliebenen Kinderlosen und gerade nicht zu einer 
Besserstellung von Familien, für die die Hinterblie-
benenleistungen gedacht gewesen seien. 

b) Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung in 
der gesetzlichen Unfallversicherung 

Der Regierungsentwurf sieht für die Neuordnung 
der Hinterbliebenenrenten in der gesetzlichen Un-
fallversicherung das gleiche Modell wie in der ge-
setzlichen Rechtenversicherung vor, nämlich die 
Hinterbliebenenrente mit Freibetrag. Nach Auffas-
sung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ist 
dies erforderlich, um der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts Rechnung zu tragen. Zwar 
beziehe sich das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 12. März 1975 nicht auf die Unfallversi-
cherung, doch träfen die Gründe dieses Urteils auch 
auf sie zu, weil hier ebenfalls die Voraussetzungen 
für die Witwenrente und die Witwerrente unter-
schiedlich sind. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP halten die 
Hinterbliebenenrente mit Freibetrag auch in der 
Unfallversicherung für das adäquate Modell. Sie ha- 
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ben sich mit den vor allem auch von den Unfallver-
sicherungsträgern in der Anhörung erhobenen Ein-
wänden auseinandergesetzt. Sie haben sich aus fol-
genden Gründen für den Regierungsentwurf ausge-
sprochen: 

— Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag halte an dem Gedanken des Unterhalts-
ersatzes fest, der im geltenden Recht die Hinter-
bliebenenversorgung sowohl der Rentenversi-
cherung als auch der Unfallversicherung beherr-
sche, und konkretisiere ihn dahin gehend, daß es 
den zu ersetzenden Unterhalt auch von dem ei-
genen Einkommen des Hinterbliebenen abhän-
gig mache. Angesichts der gleichen Ausgangssi-
tuation wäre es systematisch und sozialpolitisch 
nicht vertretbar, im Gegensatz zum geltenden 
Recht in der Unfallversicherung eine andere Re-
gelung vorzusehen als in der Rentenversiche-
rung. 

— Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag beeinträchtige nicht die die Unfallversi-
cherung bestimmenden Prinzipien des Scha-
densersatzes und der Ablösung der Unterneh-
merhaftpflicht. Der Schaden, den die Unfallver-
sicherung im Bereich der Hinterbliebenenver-
sorgung zu ersetzen habe, sei allein ein Unter-
haltsschaden. Die Höhe des Unterhaltsschadens 
werde — wie im Zivilrecht — auch von eigenen 
Einkünften des Hinterbliebenen beeinflußt. Bei 
einem hohen Einkommen, das die Hinterbliebe-
nenrente vollständig zum Ruhen bringe, würde 
auch zivilrechtlich der Unterhaltsschaden ent-
fallen. Über den Unterhaltsersatz hinausge-
hende Entschädigungsleistungen, insbesondere 
den Ersatz eines immateriellen Schadens bei 
Hinterbliebenen (Schmerzensgeld), kenne we-
der die deutsche Zivilrechtsordnung noch das 
geltende Unfallversicherungsrecht; denn sonst 
müßten schon heute allen Witwern Hinterbliebe-
nenrenten aus der Unfallversicherung gezahlt 
werden, was jedoch nicht der Fall sei. 

— Das Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag gewährleiste eine Entschädigung, die in 
aller Regel günstiger sei als diejenige, die nach 
zivilrechtlichen Grundsätzen zu erwarten wäre. 
Hierzu trage vor allem der dynamische Freibe-
trag und die nur 40 %ige Berücksichtigung des 
den Freibetrag übersteigenden Einkommens 
bei. Witwen und Witwer, die waisenrentenbe-
rechtigte Kinder haben, würden überdies durch 
einen höheren Freibetrag begünstigt. Daß eine 
ausreichende Entschädigung sichergestellt sei, 
werde daran deutlich, daß in Einkommensberei-
chen bis etwa 50 000 DM jährlich beim Verstor-
benen es erst dann zum vollen Ruhen der Hin-
terbliebenenrente komme, wenn die Bruttoein-
künfte des Hinterbliebenen ungefähr doppelt so 
hoch seien wie die des Verstorbenen. Die Erhö-
hung des Freibetrages für Hinterbliebene mit 
Kindern und die Wahlmöglichkeit zwischen al-
tem und neuem Recht hätten die Bedenken hin-
sichtlich der relativ niedrigen Witwenrenten aus 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
ausgeräumt. 

— Die Lebenssituation der Unfallhinterbliebenen 
und ihre Schutzbedürftigkeit unterscheide sich 
grundsätzlich nicht von derjenigen der Hinter-
bliebenen in der Rentenversicherung. Auch die 
Rentenversicherung zahle in einem großen Um-
fang Hinterbliebenenrenten an noch erwerbstä-
tige Witwen; die Rentenversicherung sei auch 
ein Sicherungssystem gegen Invalidität und Tod 
in der Phase des Erwerbslebens. Der einzige Un-
terschied hinsichtlich der Hinterbliebenenren-
ten in der Rentenversicherung und der Unfall-
versicherung, nämlich die Abhängigkeit der 
Rentenhöhe vom letzten Jahresarbeitsverdienst 
in der Unfallversicherung und von den Anwart-
schaften des Verstorbenen in der Rentenversi-
cherung, bleibe aufrechterhalten. 

— Vor allem denjenigen, die nur eine Hinterbliebe-
nenrente aus der Rentenversicherung beziehen 
würden, wäre die Neuordnung nur schwer ver-
ständlich zu machen, wenn allein in der Renten-
versicherung eine Einkommensanrechnung 
stattfinden und dadurch der Abstand zur meist 
ohnehin besseren Absicherung der Hinterbliebe-
nen in der Unfallversicherung noch vergrößert 
würde. 

Die Fraktion der SPD lehnt das von der Bundesre-
gierung vorgeschlagene Anrechnungsmodell für die 
gesetzliche Unfallversicherung ab. Sie führt hierfür 
folgende Gründe an und beruft sich dabei auch auf 
Äußerungen in der Anhörung vom 28. Februar 
1985: 

— Die Übertragung des für die Rentenversiche-
rung vorgeschlagenen Modells auch auf die Un-
fallversicherung sei unsystematisch. Der Unfall-
versicherung lägen andere Prinzipien zugrunde 
als der Rentenversicherung. In der Unfallversi-
cherung müsse wegen der Ablösung der Unter-
nehmerhaftpflicht und des daraus resultieren-
den Schadensersatzprinzips auch an die  Hinter

-

bliebenen eine Entschädigung gezahlt werden, 
deren Höhe nicht vom eigenen Einkommen des 
Hinterbliebenen abhängen dürfe. Die Entschädi-
gung in der Unfallversicherung beschränke sich 
nicht auf den reinen Unterhaltsersatz. 

— Bei der Hinterbliebenenrente in der Unfallversi-
cherung handele es sich nicht um ein von einer 
Versichertenrente abgeleitetes Recht, sondern 
um einen Anspruch, der sich unmittelbar aus 
eigenem Recht des Hinterbliebenen gegen den 
Unfallversicherungsträger richte. Dieser An-
spruch sei — genauso wie die Versichertenrente 
selbst — entsprechend dem abstrakten Scha-
densersatzprinzip — typisiert. Eine Einkom-
mensanrechnung sei in diesem System ein 
Fremdkörper. 

— Bei der freiwilligen Unternehmerversicherung, 
bei der der Unternehmer jahrelang Beiträge ge-
zahlt habe, sei es in keiner Weise gerechtfertigt, 
auf die Hinterbliebenenrente der Witwe Ein-
kommen anzurechnen. 

— Die Anwendung des Anrechnungsmodells auf 
die gesetzliche Unfallversicherung sei auch des-
wegen unsystematisch, weil dieses Modell nach 
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dem Entwurf der Bundesregierung auf Renten-
versicherung und Unfallversicherung be-
schränkt bleibe und nicht auch auf andere Ent-
schädigungssysteme übertragen werde. 

— Gegen das Anrechnungsmodell in der gesetzli-
chen Unfallversicherung bestünden auch verfas-
sungsrechtliche Bedenken. Diese ergäben sich 
aus der Eigentumsgarantie des Artikels 14 GG 
im Hinblick auf den besonderen, eigenständigen 
Charakter der Hinterbliebenenrente in der ge-
setzlichen Unfallversicherung; ihr könne nicht 
— wie evtl. in der Rentenversicherung — eine 
mindere Rechtsqualität zugewiesen werden. 
Zwischen der rechtlichen und tatsächtlichen Si-
tuation der Hinterbliebenen in der Rentenversi-
cherung und der Unfallversicherung bestünden 
im übrigen so große Unterschiede, daß sich eine 
Gleichbehandlung hinsichtlich der Einkom-
mensanrechnung unter dem Gesichtspunkt des 
Artikels 3 GG verbiete. 

c) Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung in 
der Kriegsopferversorgung 

Auch im Bundesversorgungsgesetz bestehen für 
Witwen und Witwer unterschiedliche Voraussetzun-
gen für Leistungen aus der Hinterbliebenenversor-
gung. Nach Meinung der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP ist es erforderlich, eine Gleichbehandlung 
von Witwen und Witwern herbeizuführen. Diese 
Gleichbehandlung solle dadurch erreicht werden, 
daß künftig bei Witwern auf die zusätzliche Voraus-
setzung des überwiegenden Unterhalts verzichtet 
wird. Die Berücksichtigung von Einkommen richte 
sich hierbei nach den eingespielten Grundsätzen 
des Bundesversorgungsgesetzes, die sich über Jahr-
zehnte bewährt haben. Diese Grundsätze seien 
schärfer als die Regelung über die Einkommensan-
rechnung in der Hinterbliebenenrente mit Freibe-
trag. Von daher verbiete sich eine Übertragung der 
in dem Modell der Hinterbliebenenrente mit Frei-
betrag vorgesehenen Einkommensanrechnung auf 
die Kriegsopferversorgung, weil sie dazu führen 
würde, daß die Regelungen für Hinterbliebene gün-
stiger wären als für die Kriegsbeschädigten selbst. 
In diesem Zusammenhang sei auch von Bedeutung, 
daß im Bereich des Bundesversorgungsgesetzes für 
die Hinterbliebenen in jedem Fall die Grundrente 
unangetastet bleibe. Die Fraktion der SPD sprach 
sich gegen die Einbeziehung der Kriegsopferversor-
gung insgesamt und gegen die Anrechnung des Be-
rufsschadensausgleichs auf die Hinterbliebenen-
rente aus, weil hierdurch den Kriegsopfern ein sy-
stemfremdes Opfer aufgebürdet würde. 

2. Anrechnung eines Kindererziehungsjahres in 
der gesetzlichen Rentenversicherung 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP befürwor-
ten die Anerkennung eines Kindererziehungsjah

-

res in der gesetzlichen Rentenversicherung für alle 
Mütter und Väter des Jahrgangs 1921 und später 
für Versicherungsfälle vom 1. Januar 1986 an. 

Diese Regelung habe folgende Vorzüge: 

— Die Anerkennung eines Kindererziehungsjahres 
stelle erstmalig in der Geschichte der deutschen 
Rentenversicherung eine Anerkennung der Er-
ziehungsleistung dar und bedeute einen wichti-
gen Beitrag zur Gleichbewertung der Tätigkeit 
in der Familie und der außerhäuslichen Er-
werbstätigkeit. 

— Die Anerkennung eines Kindererziehungsjahres 
trage dazu bei, Lücken in der sozialen Biogra-
phie derjenigen zu schließen, die wegen der Er-
ziehung eines Kindes nicht oder nur einge-
schränkt erwerbstätig sein können, insbeson-
dere auch, weil das Erziehungsjahr auch renten-
begründend wirke. 

— Die Ausgestaltung der Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten bei einer gleichzeitig  — 
d.  h. während des ersten Lebensjahres des Kin-
des — ausgeübten Erwerbstätigkeit der Mutter 
bzw. des Vaters ist nach Auffassung der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP bei der gegenwärti-
gen Finanzlage des Bundes nicht anders zu re-
geln: Es müsse berücksichtigt werden, daß diese 
Mütter und Väter bereits eine soziale Absiche-
rung hätten. Insoweit bestehe also eine unter-
schiedliche Situation im Vergleich zu denjeni-
gen Müttern oder Vätern, die nicht erwerbstätig 
seien und deshalb in diesem Zeitraum in vollem 
Umfang auf die soziale Absicherung durch das 
Kindererziehungsjahr angewiesen seien. 

— Es entspreche dem Gleichheitssatz des Arti-
kels 3 GG, daß das Erziehungsjahr nicht nur den 
Müttern angerechnet werden könne, sondern 
bei gemeinsamer Option beider Elternteile dem 
Vater. Dadurch werde insbesondere den Situa-
tionen Rechnung getragen, in denen die Mutter 
erwerbstätig oder verstorben sei und der Vater 
die Erziehung des Kindes übernehme. Sachge-
recht sei auch die Begünstigung von Adoptiv-, 
Stief- und Pflegeeltern. 

— Es sei zu bedauern, daß das Erziehungsjahr nur 
denjenigen Müttern und Vätern angerechnet 
werden könne, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Gesetzes noch nicht 65 Jahre alt seien. 
Dies dürfe jedoch nicht als ein „Beiseiteschie-
ben" der Älteren gewertet werden, vielmehr 
seien ausschließlich finanzielle Gründe hierfür 
maßgeblich, da die Einbeziehung der älteren 
Frauen etwa 5 bis 6 Milliarden DM jährlich ko-
sten würde; dies sei aber nicht finanzierbar. Es 
sei sehr intensiv geprüft worden, ob es ggf. ein-
geschränkte Lösungen für die über 65jährigen 
Frauen geben könne. 

In diese Prüfung sei auch die Möglichkeit einbe-
zogen worden, von den über 65 Jahre alten 
Frauen nur bestimmte Jahrgänge, beispiels-
weise nur die 80- bis 100jährigen oder nur die 65-
bis 70jährigen, zu begünstigen. Eine solche Lö-
sung sei aber mit erheblichen verfassungsrecht-
lichen Risiken verbunden, da es hierbei an sach-
lichen Abgrenzungskriterien fehle. Wenn der 
Gesetzentwurf das Kindererziehungsjahr für die 
noch nicht 65jährigen vorsehe, knüpfe er damit 
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sachgerecht an die im Rentenrecht enthaltene 
allgemeine Altersgrenze von 65 Jahren an. Wer 
bereits 65 Jahre oder älter sei, gehöre typischer-
weise bereits zum Rentenbestand; seine Renten-
biographie sei abgeschlossen. Eine höhere Al-
tersgrenze als das 65. Lebensjahr sei dagegen 
aus der Systematik des Rentenrechts nicht be-
gründbar und daher verfassungsrechtlich nicht 
haltbar. Weitere Lösungsmöglichkeiten für alle 
über 65jährigen Frauen, aber unter einschrän-
kenden Voraussetzungen, haben sich als nicht 
finanzierbar herausgestellt; gleichzeitig sind so-
zialpolitisch sinnvolle und einleuchtende Ab-
grenzungskriterien hier kaum zu finden. Ganz 
generell sei es richtig, wenn man vor die Wahl 
gestellt sei, entweder um der absoluten Gerech-
tigkeit Willen niemanden zu begünstigen oder 
aber nur diejenigen zu begünstigen, die typi-
scherweise noch nicht in Rente seien, die Ent-
scheidung für die zuletzt genannte Lösung zu 
treffen. Zwingend notwendig ist nach Auffas-
sung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP, 
daß die Finanzierung der Kindererziehungszei

-

ten in vollem Umfang, zeitlich ohne Begrenzung 
und endgültig durch den Bundeshaushalt er-
folgt, da es sich um eine Leistung des Familien-
lastenausgleichs handele, deren Finanzierung 
allein dem Bund obliege und nicht Aufgabe der 
Versichertengemeinschaft sei. Im übrigen sei 
die Rentenversicherung zur Übernahme dieser 
Kosten auch mittel- und langfristig nicht in der 
Lage. Es werde eine Spitzabrechnung mit dem 
Bund erfolgen. 

Die Fraktion der SPD hält die im Regierungs-
entwurf vorgesehene Ausgestaltung des Kinder-
erziehungsjahres aus folgenden Gründen für un-
zulänglich: 

— Auch die Frauen, die bei Inkrafttreten des Ge-
setzes bereits über 65 Jahre alt seien, müßten 
das Erziehungsjahr erhalten; gerade sie hätten 
die Erziehungsleistung unter erschwerten Be-
dingungen, häufig aus kriegsbedingten Gründen 
sogar allein und ohne die Mitwirkung des Va-
ters, erbracht. Ihre Außerachtlassung bedeute 
eine Ungleichbehandlung und sei gleichzeitig 
eine gravierende Ungerechtigkeit im Vergleich 
zu den jüngeren Frauen. Häufig seien die Ren-
ten der älteren Frauen sehr niedrig, so daß die 
Anrechnung eines Erziehungsjahres für sie be-
sonders wichtig sei. Das Argument der fehlen-
den finanziellen Mittel sei nicht stichhaltig; in 
den letzten Jahren habe sich gezeigt, daß auch 
für andere Bereiche erhebliche finanzielle Mit-
tel bereitgestellt worden seien. Es seien auch 
durchaus Lösungen denkbar, wonach nur ein 
Teil der älteren Frauen begünstigt würde, bei-
spielsweise zunächst die ältesten, später dann 
die etwas jüngeren; der Umstand, daß die finan-
ziellen Mittel aus dem Bundeshaushalt und 
nicht von der Rentenversicherung aufgebracht 
würden, müsse solche Lösungen durchaus mög-
lich machen. Schließlich sei auch zu überlegen, 
die für die Kindererziehungszeiten vorhandenen 
finanziellen Mittel auf alle Frauen gleichmäßig 
zu verteilen. 

— Die völlige oder teilweise Kappung der Erzie-
hungszeiten bei 75 v. H. des Durchschnittsent-
gelts aller Versicherten sei nicht sachgerecht. 
Diese Mütter oder Väter erbrächten vielmehr 
durch die Kindererziehung einerseits und die 
Beitragszahlung andererseits eine doppelte Lei-
stung, die auch voll zu honorieren sei; erforder-
lich sei es also, bei den erwerbstätigen Müttern 
oder Vätern eine volle Aufstockung um 75 v. H. 
vorzusehen. Bei der im Gesetzentwurf vorgese-
henen Lösung würden viele Mütter oder Väter 
leer ausgehen und andere nur in sehr geringem 
Maße begünstigt. 

— Es werde zahlreiche Fälle geben, in denen das 
Kindererziehungsjahr wegen des gleichzeitigen 
Wegfalls der Ausfallzeit für den Mutterschutz

-

urlaub gegenüber dem heutigen Recht zur Ver-
schlechterung führe. Dies trete bei berufstätigen 
Frauen ein, die nach Ablauf des Mutterschafts-
urlaubes wieder eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung aufnehmen und die mehr als 75 
v. H. des durchschnittlichen Bruttoarbeitsent-
gelts verdienen. Bei diesen Frauen wird im er-
sten Halbjahr nach der Geburt des Kindes die 
höherwertige Ausfallzeit durch die geringerwer-
tige Kindererziehungszeit ersetzt; im zweiten 
Halbjahr hätten sie keinen Vorteil von der Aner-
kennung der Kindererziehungszeit. 

— Die Kosten für die Anerkennung des Kinderer-
ziehungsjahres für die heutigen Rentnerinnen 
betrügen lediglich 4 Mrd. DM jährlich. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die Anrechnung 
nur eines Kindererziehungsjahres in der Renten-
versicherung als vollkommen ungenügend ab. Sie 
fordert statt dessen die Anrechnung von drei Kin-
dererziehungsjahren, sie lehnt die Bewertung der 
Kindererziehungszeit mit 75 v. H. des durchschnitt-
lichen Arbeitnehmereinkommens ab und fordert 
statt dessen 100 v. H. Sie hält die Nichtanerkennung 
von Kindererziehungszeiten für die „Trümmerfrau-
engeneration" für unhaltbar und fordert ihre Einbe-
ziehung. 

3. Aus den Einzelberatungen ist folgendes hervor-
zuheben: 

a) Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP hat der Ausschuß mit Stimmenmehrheit 
beschlossen, in der Hinterbliebenenversorgung 
der Belastung derjenigen überlebenden Ehegat-
ten Rechnung zu tragen, die waisenrentenbe-
rechtigte Kinder haben; sie unterliegen höheren 
wirtschaftlichen Belastungen als diejenigen, die 
keine waisenrentenberechtigten Kinder haben. 
Daher hat sich der Ausschuß mit Mehrheit dafür 
entschieden, den Freibetrag für jedes waisen-
rentenberechtigte Kind um 0,7 v. H. der allge-
meinen Bemessunggrundlage zu erhöhen; dies 
sind zu Beginn etwa 190 DM monatlich. Dieser 
Erhöhungsbetrag ist dynamisch. Wegen des An-
rechnungssatzes von 40 v. H. bedeutet dieser Er-
höhungsbetrag für diejenigen Hinterbliebenen, 
deren zu berücksichtigendes Einkommen deut-
lich über dem Grundfreibetrag liegt, eine wirt- 
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schaftliche Begünstigung in Höhe von 76 DM für 
jedes zu berücksichtigende Kind. Diese Anhe-
bung des Freibetrags gilt sowohl für die gesetzli-
che Renten- wie für die gesetzliche Unfallversi-
cherung. Mit dieser Regelung wird auch einem 
Prüfungsauftrag des Bundesrates Rechnung ge-
tragen. 

b) Diejenigen Ehegatten, die bei Inkrafttreten der 
Neuregelung bereits über 50 Jahre alt sind, ha-
ben nicht mehr ohne weiteres die Möglichkeit, 
ihre Lebensplanung auf das neue Recht der Hin-
terbliebenenversorgung auszurichten. Daher hat 
die Merhrheit des Ausschusses einem Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP zugestimmt, diesen Ehegatten sowohl in 
der gesetzlichen Renten- als auch in der gesetzli-
chen Unfallversicherung die Möglichkeit einzu-
räumen, gemeinsam für das alte Recht der Hin-
terbliebenenversorgung zu optieren; Vorausset-
zung hierfür ist, daß sie vor dem 1. Januar 1986 
geheiratet haben. Sprechen sie sich gemeinsam 
für das alte Recht aus, so bedeutet dies, daß die 
Frau die volle Witwenrente erhält, ohne daß es 
zu einer Einkommensanrechnung kommt; der 
Mann erhält grundsätzlich keine Witwerrente, 
es sei denn, daß die Frau im letzten wirtschaftli-
chen Dauerzustand den Unterhalt der Familie 
überwiegend bestritten hat. Diese Option gilt 
nur im Hinblick auf das Recht der Hinterbliebe-
nenversorgung; im übrigen gilt in vollem Um-
fang das jeweils anzuwendende Recht. Das 
Wahlrecht kann für die Renten- und die Unfall-
versicherung schon wegen der Zusammentref-
fensfälle nur einheitlich ausgeübt werden; die 
für die Rentenversicherung ausgeübte Wahl gilt 
daher auch für die Unfallversicherung und um-
gekehrt. Mit dieser Änderung wird nach Auffas-
sung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ins-
besondere auch den Interessen der älteren 
Frauen Rechnung getragen und der freiheitliche 
Gestaltungsspielraum des .einzelnen Versicher-
ten erweitert. Die Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP weisen in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß es ähnlich ausgestaltete Wahlrechte 
auch in sonstigen Bereichen gibt; hier ist bei-
spielhaft hinzuweisen auf mithelfende Familien-
angehörige und auf höherverdienende Ange-
stellte, die sich von der Versicherungspflicht be-
freien lassen konnten, auf die älteren Saarlän-
der, die bis 1961 Altersruhegeld nach den alten 
saarländischen Regeln oder nach Bundesrecht 
erhalten konnten, auf die Möglichkeit für Ehe-
gatten, den Versorgungsausgleich und den ge-
setzlichen Güterstand auszuschließen, und auf 
die Möglichkeit im Steuerrecht, den Splittingta-
rif abzuwählen. Nach Auffassung der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP, bestätigt durch die 
Stellungnahmen des Bundesjustizministeriums 
und des Bundesinnenministeriums, hat die ver-
fassungsrechtliche Prüfung ergeben, daß gegen 
dieses Wahlrecht keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken — auch unter Berücksichtigung des 
Artikels 3 GG — bestehen. 

Die Fraktion der SPD spricht sich gegen diesen 
Änderungsantrag aus. Die Fraktion der SPD be

-

mängelt, daß das Wahlrecht die Ehegatten über-
fordere. Eine sinnvolle Ausübung des Wahl-
rechts setze voraus, daß den Ehegatten sowohl 
das alte als auch das neue Recht mit seinen 
möglichen Auswirkungen bekannt sei. Gegen 
diese Regelung sprächen neben mangelnder 
Praktikabilität insbesondere verfassungsrechtli-
che Bedenken. Artikel 3 GG lasse im Gegensatz 
zur Meinung der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eine derart willkürliche Abgrenzung nicht 
zu. 

c) Durch Mehrheitsbeschluß des Ausschusses auf-
grund eines Änderungsantrags der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP soll nunmehr sicherge-
stellt werden, daß bei Erziehung mehrerer Kin-
der unter einem Jahr für die Erziehung eines 
jeden Kindes ein Jahr Versicherungszeit ange-
rechnet wird; dies gilt insbesondere für Mehr-
lingsgeburten, aber auch beispielsweise für Fäl-
le, in denen während der Erziehung eines unter 
einem Jahr alten Kindes ein weiteres geboren 
wird oder ein unter einem Jahr altes Kind an 
Kindes Statt angenommen und erzogen wird. 
Damit wird der größeren Belastung bei gleich-
zeitiger Erziehung mehrerer Kinder Rechnung 
getragen. 

d) Der Ausschuß hat auf einen entsprechenden Än-
derungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP beschlossen, daß das Kindererzie-
hungsjahr auch bei Geburten vor 1986 nicht nur 
den leiblichen Müttern angerechnet werden 
kann, sondern auch den Vätern bzw. den Adop-
tiv-, Stief- und Pflegeeltern, wenn diese das Kind 
erzogen haben. Der ursprünglich für die Anrech-
nung des Kindererziehungsjahres nur bei den 
leiblichen Müttern angenommene Grund — der 
unvertretbare Verwaltungsmehraufwand für 
den Fall, daß das Erziehungsjahr auch den Vä-
tern bzw. sonstigen Elternteilen angerechnet 
würde —, hat sich in Gesprächen mit den Ren-
tenversicherungsträgern als nicht stichhaltig 
herausgestellt. Mit der Erweiterung des Perso-
nenkreises beim Erziehungsjahr, soweit es vor 
dem Jahre 1986 liegt, wird eine Parallele zu den 
Erziehungszeiten ab dem Jahr 1986 erreicht und 
eine dem Einzelfall gerecht werdende Zuord-
nung der Erziehungszeit ermöglicht. Vorausset-
zung für die Anrechnung bei den Vätern ist 
grundsätzlich eine übereinstimmende Erklä-
rung beider Eltern, daß der Vater das Kind über-
wiegend erzogen hat. Diese Erklärung muß bis 
zum Ende des Jahres abgegeben sein, das dem 
Jahr des Aufrufs durch die Versicherungsträger 
folgt. 

B. Besonderer Teil 

Soweit die Vorschriften des Regierungsentwurfs 
unverändert angenommen wurden, wird auf die Be-
gründung zum Regierungsentwurf verwiesen 
(Drucksache 10/2677). 

Zu den vom Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
vorgeschlagenen Änderungen und Ergänzungen 
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des Regierungsentwurfs wird — soweit es sich 
nicht lediglich um redaktionelle Anpassungen han-
delt — auf folgendes hingewiesen: 

Zu Artikel 1— Änderung der Reichsversicherungs-
ordnung 

Zu Nummer 2 (§ 590) 

Mit dem in Absatz 3 neu eingefügten Satz 3 soll der 
besonderen wirtschaftlichen Belastung derjenigen 
überlebenden Ehegatten, die Kinder zu unterhalten 
haben, dadurch Rechnung getragen werden, daß 
sich der Freibetrag je Kind um 0,7 v. H. der allge-
meinen Bemessungsgrundlage der gesetzlichen 
Rentenversicherung erhöht. Durch die Erhöhung 
soll die soziale Ausgleichsfunktion des Freibetrages 
verstärkt werden. Eine Erhöhung des Freibetrages 
um 0,7 v. H. der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
entspricht bei Inkrafttreten des Gesetzes einer Er-
höhung um ca. 190 DM. Erfaßt werden alle überle-
benden Ehegatten, die mindestens ein waisenren-
tenberechtigtes Kind haben (d. h. insbesondere ein 
leibliches Kind oder Adoptiv-, Stief- oder Pflegekind 
grundsätzlich bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res, bei längerer Ausbildung oder Behinderung bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres). 

Zu Nummer 9 (§ 615) 

Durch die Änderung in Absatz 2 Satz 2 wird klarge-
stellt, daß nur der auf einem Versorgungsausgleich 
beruhende Teil einer Versichertenrente von der An-
rechnung nach § 615 Abs. 2 Satz 2 RVO ausgenom-
men ist, nicht dagegen der in einer Witwen- oder 
Witwerrente enthaltene Versorgungsausgleich. 

Zu Nummer 10 

Zu § 617 

Nach dem Regierungsentwurf bedürfte es bei allen 
Witwern (und früheren Ehemännern) der Feststel-
lung, ob die verstorbene Versicherte den Unterhalt 
der gesamten Familie überwiegend bestritten hat. 
Im Regelfall würde dies zu dem Ergebnis führen, 
daß ein Anspruch auf Witwerrente nach altem 
Recht nicht bestanden hat. Mit der Änderung des 
Absatzes 2 letzter Satz wird deshalb zur Vermei-
dung unnötiger Verwaltungsarbeit für diesen Per-
sonenkreis ein besonderer Antrag verlangt. 

Zu § 618 

Wie in der gesetzlichen Rentenversicherung wird 
auch in der gesetzlichen Unfallversicherung den 
über 50jährigen Ehegatten die Möglichkeit einge-
räumt, sich für die Fortgeltung des früheren Rechts 
der Hinterbliebenenversorgung — also Witwen-
rente ohne Einkommensberücksichtigung, Rente 
an Witwer nur bei Bestreitung des überwiegenden 
Unterhalts der Familie durch die Frau — zu ent-
scheiden. Wegen der Verzahnung von Unfallversi-
cherung und Rentenversicherung bei der Hinter

-

bliebenenversorgung (vgl. § 1279 RVO) kann nicht 
in dem einen Zweig früheres und in dem anderen 
Zweig neues Recht angewandt werden. Deshalb 
wird sichergestellt, daß die für einen Zweig abgege-
bene Erklärung auch für den anderen Zweig Wir-
kung hat. Vgl. im übrigen die Begründung zu Arti-
kel 4 Nummern 2 und 3. 

Zu Nummer 12 (§ 1227 a) 

Durch die neu eingefügte Regelung in Absatz 1 
Satz 2 wird sichergestellt, daß in Fällen, in denen 
mehrere Kinder gleichzeitig erzogen worden sind 
(z. B. bei Mehrlingsgeburten oder bei gleichzeitiger 
Erziehung von leiblichen Kindern oder von solchen 
Kindern mit Adoptiv- oder Pflegekindern), eine ent-
sprechend längere Versicherungszeit (Verlänge-
rungszeit) angerechnet wird. Die Versicherungszeit 
bei Zwillingen verlängert sich beispielsweise von 12 
Kalendermonaten auf 24 Kalendermonate. Wird 
während einer Kindererziehungszeit ein weiteres 
Kind geboren oder ein noch nicht ein Jahr altes 
Kind adoptiert, so verlängert sich die Versiche-
rungszeit ebenfalls um die Kalendermonate, in de-
nen gleichzeitig mehrere Kinder unter einem Jahr 
erzogen worden sind. Entsprechendes gilt, wenn ein 
weiteres Kind während der Verlängerungszeit ge-
boren wird. Eine Verlängerungszeit wird auch dann 
angerechnet, wenn während dieser Zeit Tatbe-
stände eintreten, die die Anrechnung einer Versi-
cherungszeit nach Satz 1 beenden würden (z. B. Be-
endigung der Kindererziehung, Wohnsitznahme im 
Ausland, Verbeamtung); sind solche Tatbestände 
während der ersten zwölf Kalendermonate nach 
Ablauf des Geburtsmonats eingetreten, ergibt sich 
eine entsprechend kürzere Verlängerungszeit. Tritt 
während einer Versicherungszeit nach Satz 1 oder 
einer Verlängerungszeit nach Satz 2 ein Versiche-
rungsfall ein, kann nach den allgemeinen Grundsät-
zen nur die Zeit vor Eintritt des Versicherungsfalles 
für diesen Versicherungsfall berücksichtigt werden. 
Versicherungszeiten oder Verlängerungszeiten 
nach Eintritt des Versicherungsfalles können nur 
für den nächsten Versicherungsfall berücksichtigt 
werden. Nach dem allgemeinen Grundsatz der Ver-
sicherungsfreiheit von Altersruhegeldbeziehern 
können nach dem Beginn des Altersruhegeldes we-
der Versicherungszeiten nach Satz 1 noch Verlän-
gerungszeiten erworben werden. 

Durch die Streichung der bisher in Absatz 1 Satz 3 
enthaltenen Regelung wird klargestellt, daß auch 
die Stief- und Pflegeeltern, denen die elterliche 
Sorge nicht zusteht, wegen Kindererziehung versi-
chert sein können. Darüber hinaus wird in Absatz 3 
klargestellt, daß für Stief- und Pflegeeltern die Be-
griffsbestimmungen des § 56 Abs. 3 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch gelten. 

Durch die Neufassung des letzten Satzes in Absatz 
5 wird klargestellt, daß Kindererziehungszeiten 
nicht angerechnet werden, wenn die Eltern wäh-
rend der Zeit der Kindererziehung oder unmittelbar 
davor aus Gründen des deutschen oder des zwi-
schen- oder überstaatlichen Rechts nicht den deut-
schen Vorschriften über die Versicherungspflicht 
unterliegen. 
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Die übrigen Änderungen haben lediglich redaktio-
nellen Charakter. 

Zu Nummer 19 (§ 1251 a) 

Durch die Änderung in Absatz 1 Satz 1 können auch 
Väter Zeiten der Kindererziehung, soweit sie vor 
dem Jahre 1986 liegen, angerechnet erhalten. Die 
Einbeziehung der Väter führt nicht — wie ur-
sprünglich angenommen — zu einem unvertretba-
ren Verwaltungsmehraufwand. Mit dieser Ände-
rung wird zugleich dem entsprechenden Prüfungs-
begehren des Bundesrates Rechnung getragen. 
Mütter und Väter im Sinne des Absatzes 1 sind — 
ebenso wie bei § 1227 a Abs. 1 RVO — auch Adoptiv-
mütter und -väter. 

Durch die neu eingefügte Regelung in Absatz 1 
Satz 2 wird sichergestellt, daß in Fällen, in denen 
mehrere Kinder unter einem Jahr gleichzeitig erzo-
gen worden sind (z. B. bei Mehrlingsgeburten oder 
bei gleichzeitiger Erziehung von leiblichen Kindern 
mit Adoptiv- oder Pflegekindern), ebenso wie bei 
der Pflichtversicherung nach § 1227 a RVO eine ent-
sprechend längere Versicherungszeit angerechnet 
wird. Die Begründung zu Nummer 12, soweit sie 
sich auf die neu eingefügte Regelung in § 1227 a 
Abs. 1 Satz 2 RVO bezieht, gilt entsprechend. Ver-
längerungszeiten aufgrund von Geburten vor dem 
1. Januar 1986 gelten ab Januar 1986 als Zeiten der 
Pflichtversicherung nach § 1227 a RVO. 

Durch die Neufassung des Absatzes 2 wird festge-
legt, daß bei gemeinsamer Erziehung des Kindes 
durch die Eltern die Erziehungszeit dann dem Va-
ter angerechnet werden soll, wenn die Eltern über-
einstimmend erklären, daß der Vater das Kind 
überwiegend erzogen hat. Stirbt die Mutter nach 
dem 31. Dezember 1985, kann der Vater die Erklä-
rung, daß er das Kind überwiegend erzogen hat, 
allein abgeben. Ist die Mutter vor dem 1. Januar 
1986 gestorben, bedarf es einer solchen Erklärung 
nicht; die Zeiten der Kindererziehung werden in 
diesem Fall immer dem Vater angerechnet. 

Der neu eingefügte Absatz 3 stellt durch die Bezug-
nahme auf § 1227 a Abs. 3 RVO sicher, daß auch bei 
Geburten vor 1986 die Stief- und Pflegeeltern zum 
begünstigten Personenkreis gehören. Die Bezug-
nahme auf § 1227 a Abs. 4 RVO dient der Klarstel-
lung. Im übrigen entspricht der Absatz 3 dem 
§ 1251 a Abs. 1 Sätze 2 und 3 RVO in der Fassung 
des Regierungsentwurfs. 

Der neu eingefügte Absatz 4 entspricht im wesentli-
chen dem § 1251 a Abs. 2 RVO in der Fassung des 
Regierungsentwurfs. Durch die Änderung in Buch-
stabe a wird klargestellt, daß Zeiten der Kinder-
erziehung auch bei den Frauen berücksichtigt wer-
den sollen, die beim Ausscheiden aus dem Beam-
tenverhältnis eine Abfindung erhalten haben (dies 
war bei Entlassungen bis zum 31. August 1977 mög-
lich) und deshalb nicht nachversichert wurden. Die 
Änderung in Buchstabe b hat lediglich redaktionel-
len Charakter. 

Der neu eingefügte Absatz 5 legt fest, daß die Erklä

-

rungen nach Absatz 2, daß der Vater das Kind über

-

wiegend erzogen hat, bis zum Ende des Jahres nach 
dem Jahr abzugeben sind, in denen die Versiche-
rungsträger letztmalig zur Meldung der Zeiten der 
Kindererziehung nach § 1401 c Abs. 3 RVO aufgeru-
fen haben. Die Zuordnung der Erziehungszeiten zur 
Mutter oder zum Vater soll nicht unangemessen 
lange ungeklärt bleiben. In den Fällen, in denen 
unter Berücksichtigung der Kindererziehungszei-
ten bereits ein Anspruch der Mutter auf Regellei-
stungen aus der Rentenversicherung festgestellt 
oder ein Versorgungsausgleich durchgeführt ist, ist 
die Zuordnung der Kindererziehungszeit zur Mut-
ter bereits erfolgt; für eine Zuordnung zum Vater ist 
dann kein Raum mehr. 

Zu Nummer 33 (§ 1281) 

Siehe Begründung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 36 (§ 1291) 

Siehe Begründung zu Nummer 9. 

Im übrigen handelt es sich um eine redaktionelle 
Änderung. 

Zu Nummer 47 (§ 1395c) 

Durch die Ergänzung wird entsprechend einem Än-
derungsantrag des Bundesrates klargestellt, daß die 
Rechtsverordnung der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf. 

Im übrigen wird klargestellt, daß die Abrechnung 
mit den Versicherungsträgern durch das Bundes-
versicherungsamt erfolgt. 

Zu Nummer 48 (§ 1401 c) 

Die Änderungen in § 1401 c RVO dienen der Klar-
stellung. 

Die Meldung des Tages der Entbindung hat sich als 
nicht erforderlich erwiesen. Die nach Absatz 1 zu 
meldenden Daten werden deshalb auf den Monat 
und das Jahr der Entbindung beschränkt. Um der 
Datenstelle der Rentenversicherungsträger eine 
eindeutige Identifizierung der versicherten Person 
zu ermöglichen, ist es notwendig, die nach Absatz 1 
zu meldenden Daten um den Geburtsort der Mutter 
zu erweitern. 

Es erscheint zweckmäßig, das Nähere über die in 
Absatz 2 vorgesehene Mitteilungspflicht des wegen 
Kindererziehung Versicherten in einer Rechtsver-
ordnung zu regeln. 

Im übrigen wird entsprechend einem Änderungsan-
trag des Bundesrates in Absatz 3 Satz 2 klargestellt, 
daß die Rechtsverordnung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 

Zu Artikel 2 — Änderung des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 1. 
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Zu Artikel 3 — Änderung des Reichsknappschafts-
gesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 1. 

Zu Artikel 4 — Änderung des Arbeiterrentenversi-
cherungs-Neuregelungsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 5 c) 

Die Änderung ist erforderlich geworden, weil das 
Kindererziehungsjahr, auch soweit es vor dem Jahr 
1986 liegt, nunmehr auch den Vätern angerechnet 
werden soll. 

Zu Nummer 2 (§ 18) 

Durch den neu eingefügten Absatz 3 wird den über 
50jährigen Ehegatten die Möglichkeit eingeräumt, 
sich für die Fortgeltung des früheren Rechts der 
Witwen- und Witwerrenten — also Witwenrente 
ohne Einkommensanrechnung, Rente an Witwer 
nur bei Bestreitung des überwiegenden Unterhalts 
der Familie durch die Frau — zu entscheiden. Für 
die Versichertenrenten, aus denen die Witwen- und 
Witwerrenten abgeleitet werden, gilt in vollem Um-
fang das jeweils geltende Recht, also künftig bei-
spielsweise auch die Anrechnung von Zeiten der 
Kindererziehung. Damit wird dem Gedanken Rech-
nung getragen, daß Ehegatten, deren Lebenspla-
nung auf das frühere Recht ausgerichtet ist, sich 
nicht ohne weiteres nachträglich auf das neue Sy-
stem der Hinterbliebenenrente mit Freibetrag 
einstellen können. Dieser Gesichtspunkt kann je-
doch nur dann zum Tragen kommen, wenn beide 
Ehegatten am 1. Januar 1986 mindestens 50 Jahre 
alt sind. Die Erklärung muß vor dem Tod eines der 
Ehegatten abgegeben sein, spätestens jedoch bis 
zum 31. Dezember 1988. Damit bleibt den Ehegatten 
eine ausreichende Überlegungsfrist. 

Zu Nummer 3 (§ 19) 

Die in Nummer 2 für Ehegatten getroffene Rege-
lung soll auch für frühere Ehegatten gelten. Der 
Möglichkeit, eine gemeinsame Erklärung abzuge-
ben, steht nicht entgegen, daß einer der früheren 
Ehegatten wieder geheiratet hat. 

Zu Nummer 5 (§ 23b) 

Siehe Begründung zu Artikel 1 Nr. 10. 

Zu Nummer 6 (§ 26) 

Es handelt sich um eine Anpassung an die Ände-
rungen in § 1291 RVO. 

Zu Nummer 8 (§ 51 b) 

Die Änderung ist erforderlich geworden, weil das 
Kindererziehungsjahr, auch soweit es vor dem Jahr 
1986 liegt, nunmehr auch den Vätern angerechnet 
werden soll. 

Zu Artikel 5 — Änderung des Angestelltenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes 

Siehe Begründung zu Artikel 4. 

Zu Artikel 6 — Änderung des Knappschaftsrenten

-

versicherungs-Neuregelungsgeset

-

zes 

Siehe Begründung zu Artikel 4. 

Zu Artikel 7 — Änderung des Vierten Buches So-
zialgesetzbuch 

Zu § 18 b 

Die für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt getrof-
fene zeitliche Zuordnung für die Ermittlung des in 
der Sozialversicherung beitragspflichtigen Arbeits-
entgelts soll auch gelten für die Ermittlung des Ar-
beitsentgelts, das auf Hinterbliebenenrenten ange-
rechnet wird. Damit wird klargestellt, daß die Versi-
cherungsträger das von den Arbeitgebern der Sozi-
alversicherung gemeldete Arbeitsentgelt auch im 
Hinblick auf die Zuordnung von einmalig gezahl-
tem Arbeitsentgelt für die Anrechnung von Ein-
kommen auf Hinterbliebenenrenten verwenden 
können. 

Durch die Änderung des Absatzes 3 soll klargestellt 
werden, daß bei der Verwendung des laufenden Ein-
kommens die nach den Versorgungen des öffentli-
chen Dienstes regelmäßig gezahlten Sonderzuwen-
dungen in die laufenden monatlichen Bezüge einge-
rechnet werden sollen. 

Der Hinweis in Absatz 4 auf das Erwerbsersatzein-
kommen nach Absatz 2 soll klarstellen, daß bei der 
erstmaligen Feststellung der Rente vom laufenden 
Erwerbsersatzeinkommen nur ausgegangen wer-
den soll für die in Absatz 2 genannten kurzfristigen 
Lohnersatzleistungen. 

Die Ergänzung, daß hinsichtlich des voraussichtlich 
zu erzielenden Einkommens auf das „voraussicht-
lich im Durchschnitt" zu erzielende Einkommen ab-
gestellt werden soll, stellt klar, daß insoweit auch 
einmalige Zahlungen, wenn sie im voraus mit Si-
cherheit feststehen, wie z. B. das tariflich festge-
legte Urlaubs- und  Weihnachtsgeld, unter dem 
Aspekt der Voraussichtlichkeit dem Einkommen 
zugerechnet werden können, wenn festgestellt wer-
den soll, ob das laufende Einkommen um wenig-
stens 10 v. H. geringer ist als das Vergleichseinkom-
men. 

Der Hinweis auf die entsprechende Anwendung des 
Absatzes 3 Satz 2 wurde nicht in § 18 d Abs. 2 über-
nommen; denn der Umfang des zu berücksichtigen-
den Einkommens wird allein in § 18 b umschrieben. 
Die Regelung in § 18 d befaßt sich hingegen nur mit 
Einkommensminderungen und setzt die Erfassung 
des zu berücksichtigenden Einkommens nach § 18 b 
voraus. 

Die Änderung des Absatzes 5 soll der besonderen 
Belastung der Empfänger von Renten aus den be- 
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rufsständischen Versorgungswerken, der Beamten 
und Pensionäre mit Prämien zur privaten Kranken-
versicherung Rechnung tragen. Bei der privaten 
Krankenversicherung richtet sich die Höhe der 
Prämie nicht nach dem erzielten Einkommen, son-
dern nach den Bedürfnissen und individuellen Risi-
ken. Ein weiterer Faktor für die Höhe der Prämie 
zur privaten Krankenversicherung ist das Eintritts-
alter. Das Eintrittsalter ist bei dem Personenkreis 
der freiberuflich Tätigen durch die lange Ausbil-
dung häufig hinausgeschoben. 

Die Höhe der Renten aus den berufsständischen 
Versorgungswerken unterscheiden sich einmal je 
nach Berufsgruppe und zum anderen nach der 
Dauer ihres Bestehens. Wegen der sich daraus erge-
benden unterschiedlichen und zum Teil geringen 
Höhe der Renten der berufsständischen Versor-
gungswerke kommt die Belastung mit Kosten der 
privaten Krankenversicherung nicht genügend zum 
Ausdruck. Die Bezieher der niedrigeren Renten aus 
den berufsständischen Versorgungswerken müssen 
im Verhältnis zur Höhe ihrer Rente einen gegen-
über dem im Regierungsentwurf angenommenen 
Durchschnittswert höheren Anteil ihrer Rente zur 
Deckung ihrer privaten Krankenversicherung auf-
wenden. Daher erscheint es gerechtfertigt, den im 
Regierungsentwurf vorgeschlagenen Abschlag von 
25 v. H. auf 27,5 v. H. zu erhöhen. 

Entsprechende Erwägungen gelten auch für Be-
amte und Pensionäre. Auch dort gestaltet sich die 
Prämie zur privaten Krankenversicherung unab-
hängig von den Bezügen. Mit der Änderung soll der 
unterschiedlichen Situation der Einkommen bei Be-
amten und Pensionären ebenfalls besser Rechnung 
getragen werden. Dabei wurde berücksichtigt, daß 
ein erheblicher Anteil der Beamten und Pensionäre 
sich in den mittleren und unteren Bereichen der 
Besoldungsstufen befinden. 

Zu § 18 c 

Durch die Änderung in Absatz 2 Satz 1 soll klarge-
stellt werden, daß die Bescheinigung der Arbeitge-
ber sich auf das Bruttogehalt oder den Bruttolohn 
beziehen soll. 

Durch die Ergänzung in Absatz 2 Satz 2 soll klarge-
stellt werden, daß die vom Arbeitgeber an die Sozi-
alversicherung nach dem Melderecht der Sozialver-
sicherung gemachten Angaben nicht nur für die Er-
fassung des beitragspflichtigen Bruttoarbeitsein-
kommens, sondern auch für die Ermittlung des auf 
Hinterbliebenenrenten anzurechnenden Einkom-
mens verwendet werden können. Klargestellt wird 

darüber hinaus auch, daß der Arbeitgeber zur Aus-
stellung einer Lohn- und Gehaltsbescheinigung 
dann verpflichtet ist, wenn das erzielte Arbeitsent-
gelt die Beitragsbemessungsgrenze in der Renten-
versicherung übersteigt. 

Der Arbeitgeber bleibt auch dann zur Ausstellung 
einer Lohn- und Gehaltsbescheinigung verpflichtet, 
wenn die abgegebene Meldung nicht für die Ren-
tenversicherung bestimmt ist. 

Die Änderung in Absatz 3 Nr. 2 ist eine Folgeände-
rung zur Änderung in § 18 b. 

Zu § 18e 

Die Änderung in Absatz 1 Satz 1 entspricht der in 
§ 18 c Abs. 2 Satz 1 getroffenen Änderung. 

Diese Änderung entspricht der in § 18 c Abs. 2 
Satz 2 getroffenen Änderung, wobei der Unter-
schied darin besteht, daß sich die Mitteilungen der 
Arbeitgeber nach § 18 e auf die Ermittlung von Ein-
kommensänderungen beziehen, während sie nach 
§ 18 c für die erstmalige Ermittlung des Einkom-
mens von Bedeutung sind. 

Die Änderung in Absatz 3 Nr. 2 ist eine Folgeände-
rung zur Änderung in § 18 b. 

Zu Artikel 8 — Änderung des Bundesversorgungs-
gesetzes 

Zu Nummer 5 (§ 48) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung als 
Folge der Änderung des § 48 Abs. 1 Bundesversor-
gungsgesetz durch das 14. AnpG-KOV, das am 
1. Juli 1985 in Kraft tritt. 

Zu Artikel 11 — Änderung des Schornsteinfeger-
gesetzes 

Zu Nummer 2 (§ 32) 

Die Änderung von § 32 Abs. 1 des Schornsteinfeger-
gesetzes durch diesen Gesetzentwurf kann entfal-
len, weil sie auch durch Artikel 8 des Gesetzes zur 
Anpassung rechtlicher Vorschriften an das Adop-
tionsgesetz (Adoptionsanpassungsgesetz) vorgese-
hen ist, das am 14. Mai 1985 vom Deutschen Bun-
destag und am 14. Juni 1985 vom Bundesrat verab-
schiedet worden ist und am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft tritt. 

Bonn, den 20. Juni 1985 

Günther 	Heyenn 

Berichterstatter 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer Bueb 








